
347

HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 30 FREITAG, DEN 30. JUNI 2006

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Barmbek-Nord 34 für den Gel-
tungsbereich zwischen Wiesendamm, Hufnerstraße, Osterbek-
kanal und Witthof (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 427) wird
festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Wiesendamm – Hufnerstraße – Osterbekkanal – Witthof.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zur
kostenfreien Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuches bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
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Verordnung
über den Bebauungsplan Barmbek-Nord 34

Vom 22 . Juni 2006

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3
Absatz 1 sowie § 5 Absatz 1 des Bauleitplanungsfeststellungs-
gesetzes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl.
S. 271), zuletzt geändert am 14. Dezember 2005 (HmbGVBl.
S. 525), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen Naturschutz-
gesetzes in der Fassung vom 7. August 2001 (HmbGVBl.
S. 281), zuletzt geändert am 20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146),
§ 81 Absatz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am
11. April 2006 (HmbGVBl. S. 166), sowie § 1 Absatz 2, § 3
Absatz 2, § 4 und § 5 Buchstabe c der Weiterübertragungsver-
ordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134), geändert
am 1. Februar 2005 (HmbGVBl. S. 21), wird verordnet:
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Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 des Bauge-
setzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Im allgemeinen Wohngebiet sind Stellplätze nur in Tief-
garagen zulässig. Die nicht überbauten Flächen auf Tief-
garagen sind mit einem mindestens 50 cm starken durch-
wurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen.

2. In den Mischgebieten sind im ersten Vollgeschoss nur
Geschäfts- und Büronutzungen sowie sonstige Gewerbe-
betriebe zulässig.

3. Im Kerngebiet sind Vergnügungsstätten unzulässig.

4. In den Mischgebieten und im Kerngebiet sind luft-
belastende und geruchsbelästigende Betriebe unzulässig.

5. Auf der mit „(B)“ bezeichneten Fläche des Mischgebiets
sind eingeschossige Gebäudeteile als Flachdach auszubil-
den und mit einem mindestens 15 cm starken durchwur-
zelbaren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen. 

6. Das festgesetzte Gehrecht auf dem Flurstück 1217 der
Gemarkung Barmbek umfasst die Befugnis, für den
Anschluss der Wohnbebauung auf dem Flurstück 4156 an
die Straße Witthof einen Durchgang anzulegen und zu
unterhalten.

7. Das festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht auf dem
Flurstück 1966 umfasst die Befugnis, für den Anschluss

des Flurstücks 4156 eine Zu- und Abfahrt anzulegen und
zu unterhalten, ferner die Befugnis, unterirdische Leitun-
gen zu verlegen und zu unterhalten.

8. Das festgesetzte Gehrecht auf den Flurstücken 4433, 5321,
4156 und 275 umfasst die Befugnis der Freien und
Hansestadt Hamburg, einen allgemein zugänglichen Weg
anzulegen und zu unterhalten. Geringfügige Abweichun-
gen vom festgesetzten Gehrecht können zugelassen wer-
den.

9. In den Wohngebieten entlang Wiesendamm und Hufner-
straße sind die Wohn- und Schlafräume und im Kernge-
biet entlang Hufnerstraße die Aufenthaltsräume durch
geeignete Grundrissgestaltung den lärmabgewandten
Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung der in
Satz 1 genannten Räume an den lärmabgewandten Gebäu-
deseiten nicht möglich ist, muss für diese Räume ein aus-
reichender Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an
Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Gebäude geschaffen werden.

10. In den Mischgebieten und im Kerngebiet sind fensterlose
Außenwände von baulichen Anlagen sowie Fassaden,
deren Fensterabstände mehr als 5 m betragen, mit Schling-
oder Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist
mindestens eine Pflanze zu verwenden.

11. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein Baum zu pflanzen.

12. Auf der mit „(C)“ bezeichneten Fläche des allgemeinen
Wohngebiets sind mindestens sechs Bäume zu pflanzen. 

13. Auf der mit „(A)“ bezeichneten Fläche des Mischgebiets
sowie im allgemeinen Wohngebiet sind mindestens 20 vom
Hundert der Grundstücksflächen mit standortgerechten
Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. 

14. Auf den privaten Grundstücksflächen sind die Gehwege in
wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. 

15. Für Anpflanzungen sind einheimische großkronige Laub-
bäume mit einem Stammumfang von mindestens
18 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, zu ver-
wenden. Im Kronenbereich dieser Bäume ist eine offene
Vegetationsfläche vom mindestens 12 m² anzulegen.

16. Für die nach der Planzeichnung zu erhaltenden Bäume
sind bei Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 22. Juni 2006.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord



Freitag, den 30. Juni 2006 349HmbGVBl. Nr. 30

Teil 1

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Art und Umfang der Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Schule
dürfen entsprechend den Erfordernissen der einzelnen Schul-
formen und Schulstufen nachstehende personenbezogene
Daten auch in automatisierten Dateien verarbeitet werden:

1. bei schulpflichtigen und schulpflichtig werdenden Kindern
und Jugendlichen, Schülerinnen und Schülern, Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern einer Sprachfördermaßnahme
nach § 28 a HmbSG, Kindern, die eine Vorschulklasse besu-
chen, und Kindern, die nach § 42 Absatz 1 HmbSG vor-
gestellt wurden:

a) Familienname, Vorname und Geburtsname, gegenwär-
tige Anschriften, Telefonverbindungen, Geburtsdatum
und Geburtsort, Sterbetag, Geschlecht, Staatsangehörig-
keiten, Herkunftssprache, sonstige Familiensprache,
Migrantenstatus, Aussiedlereigenschaft, aufenthalts-
rechtlicher Status, frühere Vor- und Familiennamen,
frühere Anschriften, Funktionen in Gremien nach den
schulrechtlichen Bestimmungen, Schulbesuchsbeschei-
nigungen zur Erlangung von Ausbildungsförderungs-
leistungen, ausgestellte Schülerfahrscheine, Kranken-
versicherungsverhältnis, Teilnahme an und Befreiung
von schulischen Veranstaltungen, 

b) Leistungs- und Schullaufbahndaten einschließlich der
Daten über das Arbeits- und Sozialverhalten sowie über
Fehlzeiten, besuchte Schulform, besuchte Klasse oder
Jahrgangstufe, erteilter Unterricht, Spezialisierung,
erlernte Fremdsprache, spezieller Förderbedarf (Förder-
schwerpunkt), Teilnahme am Ganztagsunterricht, Bil-
dungsgang, Zeitform des Unterrichts, Berufsgruppe
oder Ausbildungsberuf, Berufsfeld, Fachrichtung,
Berufsklasse, Stellung im Beruf, Dauer der Ausbildung,

c) Daten über die vorausgegangene vorschulische, schuli-
sche und berufliche Ausbildung, Ergebnis der Sprach-
standsuntersuchung nach § 42 Absatz 1 HmbSG, Jahr
der Einschulung, Art der Einschulung, im Vorjahr
besuchte Schulform, Klassenstufe des Fremdsprachen-
beginns,

2. bei Sorgeberechtigten und Erziehungsberechtigten:

a) bei natürlichen Personen: Familienname, Vorname,
Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift, Tele-
fonverbindung, Staatsangehörigkeit,

b) bei juristischen Personen: Name der Organisation,
Familienname, Vorname, Geschlecht, Anschrift, Tele-
fonnummer des Ansprechpartners der Organisation,

c) Funktionen in Gremien nach dem Hamburgischen
Schulgesetz, Umfang des Sorgerechts oder des Erzie-
hungsrechts, Zeitpunkt des Übergangs des Sorgerechts
oder der Übertragung des Erziehungsrechts, E-Mail-
Anschrift,

3. bei an der schulischen Bildung beteiligten Dritten wie Aus-
bildungs- und Praktikumsbetriebe, Trägern der Jugendhilfe
und Trägern des Sports:

Name des Dritten, Name und Funktion der
Ausbildungsbeteiligten, Anschriften, Telefonverbin-
dungen, E-Mail-Anschrift.

Soweit der Schule die vorstehenden personenbezogenen Daten
nicht bekannt sind, sind die vorstehenden Personen verpflich-
tet, der Schule diese Daten mitzuteilen.

(2) Andere als die in dem Absatz 1 aufgeführten Daten dür-
fen mit Einwilligung der Betroffenen verarbeitet werden,
wenn dies dem in Absatz 1 genannten Zweck dient. Sie dürfen
mit Einwilligung der Betroffenen auch automatisiert verarbei-
tet werden.

(3) Werden personenbezogene Daten bei Betroffenen auf-
grund einer Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft ver-
pflichtet, so sind die Betroffenen in geeigneter Weise auf die
Auskunftspflicht und die ihr zugrunde liegende Rechtsvor-
schrift, anderenfalls auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hin-
zuweisen. Außerdem sind sie über den Zweck der vorgesehe-
nen Verarbeitung, die Empfänger etwaiger Übermittlungen
und die Dauer der Aufbewahrung in Kenntnis zu setzen.

(4) Personenbezogene Daten dürfen auch innerhalb der
Schule oder der zuständigen Behörde nur denjenigen zur
Kenntnis gebracht werden, die diese Daten zur Erfüllung ihrer
Aufgaben benötigen. Übermittlungen sind aktenkundig zu
machen. 

§ 2

Einsichtnahme, Auskunft

(1) Das Recht auf Akteneinsicht nach § 32 Absatz 3 HmbSG
und auf Auskunftserteilung nach § 18 des Hamburgischen
Datenschutzgesetzes (HmbDSG) vom 5. Juli 1990 (HmbGVBl.
S. 133, 165, 226), zuletzt geändert am 18. November 2003
(HmbGVBl. S. 537, 539), in der jeweils geltenden Fassung wird
für minderjährige Schülerinnen und Schüler durch deren
Erziehungsberechtigte wahrgenommen. Schülerinnen und
Schüler, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, können das
Auskunfts- und Akteneinsichtsrecht ohne Zustimmung ihrer
Erziehungsberechtigten wahrnehmen, sofern die Erziehungs-
berechtigten dem nicht durch Erklärung gegenüber der Schul-
leitung widersprochen haben. Bei Prüfungsverfahren besteht
das Recht auf Einsichtnahme in die Prüfungsunterlagen erst
nach dem Verfahrensabschluss. Das Recht auf Akteneinsicht
umfasst auch das Recht, gegen Gebühr Kopien zu erhalten.

Verordnung
über die Verarbeitung personenbezogener Daten im Schulwesen

(Schul-Datenschutzverordnung)
Vom 20. Juni 2006

Auf Grund von § 32 Absatz 3 Satz 3 und § 101 des Ham-
burgischen Schulgesetzes (HmbSG) vom 16. April 1997
(HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 17. Mai 2006
(HmbGVBl. S. 243), in Verbindung mit § 1 Nummern 10 und
18 der Weiterübertragungsverordnung-Schulrecht vom 30. Mai
2006 (HmbGVBl. S. 274), wird verordnet:
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(2) Der Antrag auf Einsichtnahme in Schülerakten sowie
der Antrag auf Auskunftserteilung über die in Akten oder
automatisierten Dateien der Schule enthaltenen personen-
bezogenen Daten sind über das Schulsekretariat an die Schul-
leitung zu richten. Sofern die Schulleitung es im Einzelfall für
erforderlich hält, kann sie die Erziehungsberechtigten auf ihr
Widerspruchsrecht gemäß Absatz 1 Satz 2 ausdrücklich hin-
weisen. Die Entscheidung über eine teilweise oder vollständige
Versagung der Akteneinsicht und Auskunft nach § 18 Absatz 3
HmbDSG und § 32 Absatz 3 Satz 2 HmbSG trifft die Schul-
leitung. Soweit die Akteneinsicht versagt wird, soll der Inhalt
der Akte nach Möglichkeit durch eine Lehrkraft vermittelt
werden. Die Gründe für die Versagung der Akteneinsicht oder
der Auskunft sind aktenkundig zu machen.

§ 3

Sicherung personenbezogener Daten in der Schule

(1) Der Schulbetrieb ist so zu gestalten, dass außer der
Schulleitung und dem Schulsekretariat nur die jeweils für die
Schülerin oder den Schüler zuständigen Lehrkräfte Zugang zu
den personenbezogenen Unterlagen haben.

(2) Soweit Schulen Daten von Schülerinnen und Schülern
sowie von ihren Sorge- und Erziehungsberechtigten nach § 1
Absätze 1 und 2 automatisiert verarbeiten dürfen, ist der Ein-
satz automatisierter Datenverarbeitungsgeräte nur zulässig,
wenn für eine sichere Trennung der in der schulinternen Ver-
waltung verwendeten Daten von Daten, die im Unterricht ver-
wendet werden, gesorgt ist. Für die Einhaltung der Bestim-
mungen über Maßnahmen zur Datensicherung bei der auto-
matisierten Verarbeitung personenbezogener Daten in der
Schule nach § 8 Absatz 2 HmbDSG ist die Schulleitung ver-
antwortlich. Vor der Einführung und vor wesentlichen Ände-
rungen eines Verfahrens zur automatisierten Datenverarbei-
tung in einer Schule ist die Schulkonferenz oder der Schul-
vorstand über das vorgesehene Datenverarbeitungskonzept zu
unterrichten.

(3) Soweit die Daten von Schülerinnen und Schülern sowie
ihren Sorge- und Erziehungsberechtigten automatisiert
gespeichert sind, dürfen sie nur gesondert gespeichert werden,
wenn die Schülerin oder der Schüler die Schule seit mehr als
drei Jahren verlassen hat.

(4) Einzelheiten der Verwendung privater Datenverarbei-
tungsgeräte durch Lehrkräfte zur Erfüllung ihrer dienstlichen
Aufgaben regelt die zuständige Behörde durch Verwaltungs-
vorschrift. Der Hamburgische Datenschutzbeauftragte ist zu
beteiligen.

§ 4

Aufbewahrungsbestimmungen

(1) Personenbezogene Daten sind zu löschen, soweit ihre
Speicherung unzulässig ist oder sie für die Erfüllung der schu-
lischen Aufgaben nicht mehr erforderlich sind und sofern sie
nicht nach dem Hamburgischen Archivgesetz vom 21. Januar
1991 (HmbGVBl. S. 7), zuletzt geändert am 16. Juni 2005
(HmbGVBl. S. 233, 239), in der jeweils geltenden Fassung vom
Staatsarchiv übernommen werden. Dies gilt entsprechend für
Daten, die in Akten gespeichert sind. Die in den Absätzen 2
und 3 bezeichneten Aufbewahrungsfristen bleiben unberührt.

(2) Es sind aufzubewahren:

1. Zweitschriften, Durchschriften und Proto-
kolle von Abgangs- und Abschlusszeugnissen 55 Jahre,

2. Prüfungsarbeiten, Schülerkarteien und
Schülerdateien  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20 Jahre,

3. nicht in Nummern 1 und 2 aufgeführte Zeug-
nisse und Zeugnisprotokolle, Prüfungsunter-
lagen, Schülerakten und Schülerbogen, Klas-
senbücher und Klassenlisten einschließlich
Ergänzungs- und Kurshefte  . . . . . . . . . . . . . . . 3 Jahre.

Die Aufbewahrungsfrist beginnt nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die Schülerin oder der Schüler die Schule ver-
lassen hat.

(3) Ferner sind aufzubewahren:
1. Zuschussanträge für schulische Veranstaltun-

gen (Schulfahrten und Ähnliches) . . . . . . . . . . 3 Jahre,
2. Vorgänge des Schulberatungsdienstes sowie

der regionalen Unterstützungsstellen, die aus
Anlass der Beratung der Erziehungsberechtig-
ten sowie volljähriger Schülerinnen und
Schüler oder wegen Verletzung der Schul-
pflicht entstanden sind 3 Jahre.

Die Aufbewahrungsfrist beginnt bei Anträgen mit der Ent-
scheidung über sie, in den übrigen Fällen mit dem Abschluss
des Vorgangs. 

(4) Personenbezogene Daten, die in den in Absatz 2 Satz 1
und Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Unterlagen gespeichert sind,
sind ein Jahr, nachdem die Schülerin oder der Schüler die
Schule verlassen hat, als gesperrt zu kennzeichnen. Ohne Ein-
willigung der Betroffenen dürfen diese Daten nur weiterver-
arbeitet werden, wenn es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur
Behebung einer bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen im
überwiegenden Interesse der speichernden Stelle oder eines
Dritten liegenden Gründen unerlässlich ist und die Voraus-
setzungen des § 13 oder des § 27 HmbDSG vorliegen.

§ 5
Mitteilungspflichten der Träger von Schulen

in freien Trägerschaft

(1) Träger von Schulen in freier Trägerschaft sind verpflich-
tet, der zuständigen Behörde zur Erfüllung ihrer gesetzlichen
Aufgaben die nachstehenden personenbezogenen Daten der
ihre Schule besuchenden Schülerinnen und Schüler in einem
bestimmten Dateiformat zu einem mitgeteilten Zeitpunkt auf
Anforderung zu übermitteln:

1. Für alle Schulformen:
1.1 Familienname, Vorname und Geburtsname, Anschrift,

Telefonverbindung, Geburtsdatum und Geburtsort, Ster-
betag, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Herkunftssprache,
sonstige Familiensprache, Migrantenstatus, Aussiedler-
eigenschaft, aufenthaltsrechtlicher Status, frühere An-
schriften, besuchte Schulform, besuchte Klasse oder Jahr-
gangsstufe, im Vorjahr besuchte Schulform, erteilter
Unterricht, erlernte Fremdsprache, Klassenstufe des
Fremdsprachenbeginns, spezieller Förderbedarf (Förder-
schwerpunkt) sowie 

1.2 Angaben zu den Sorgeberechtigten und Erziehungsbe-
rechtigten:
a) bei natürlichen Personen: Familienname, Vorname,

Doktorgrad, Geburtstag, Geschlecht, Anschrift, Tele-
fonverbindung, Staatsangehörigkeit, 

b) bei juristischen Personen: Name der Organisation,
Familienname, Vorname, Geschlecht, Anschrift, Tele-
fonnummer des Ansprechpartners der Organisation,

2. für allgemeinbildende Schulen:
Art der Ersteinschulung bei Klasse 1, Jahr der Erstein-
schulung, im Vorjahr besuchte Klassenstufe, Art der Wie-
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derholung, erteilter Unterricht (Spezialisierung), Teil-
nahme an Ganztagsunterricht,

3. für berufsbildende Schulen:
schulische Vorbildung, Bildungsgang, Zeitform des Unter-
richts, Berufsgruppe oder Ausbildungsberuf, Berufsfeld,
Fachrichtung, Berufsklasse, Stellung im Beruf, Standort
des Ausbildungsbetriebes. 

(2) Soweit bei den Schulen in freier Trägerschaft Kinder
nach § 42 Absatz 1 HmbSG vorgestellt und nach § 42 Absatz 2
HmbSG angemeldet wurden, sind die nachstehenden perso-
nenbezogenen Daten in einem von der zuständigen Behörde
bestimmten Dateiformat zu einem mitgeteilten Zeitpunkt auf
Anforderung an die zuständige Behörde zu übermitteln:

Familienname, Vorname und Geburtsname, Anschrift,
Telefonverbindung, Geburtsdatum und Geburtsort,
Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Herkunftssprache, son-
stige Familiensprache, Migrantenstatus, Aussiedlereigen-
schaft, aufenthaltsrechtlicher Status, frühere Anschriften,
Erforderlichkeit einer Sprachstandsuntersuchung. 

(3) Die Träger von Schulen in freier Trägerschaft sind
verpflichtet, der zuständigen Behörde die Überprüfung der
Richtigkeit der in Absatz 1 genannten Daten zu gestatten.

§ 6
Schulstatistik

(1) Die staatlichen Schulen und die zuständige Behörde
dürfen alle in den §§ 1 und 5 genannten personenbezogenen
Daten im Rahmen der Schulstatistik verarbeiten und für jede
Schülerin und jeden Schüler ein eindeutiges personenbezoge-
nes Kennzeichen verwenden, welches eine Verfolgung der
Schülerinnen und der Schüler auf ihrer schulischen Laufbahn
unter Einbeziehung ihrer vorschulischen Bildung erlaubt,
ohne ihre persönliche Identität zu offenbaren.

(2) Soweit die zuständige Behörde die personenbezogenen
Daten gemäß § 98 Absatz 2 HmbSG zu Zwecken der Schul-
statistik verarbeitet, dürfen pseudonymisierte Daten dem
Statistischen Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein zu
statistischen Zwecken übermittelt werden. 

Teil 2
Besonderheiten des automatisierten

Zentralen Schülerregisters

§ 7
Art und Umfang der personenbezogenen Daten

In einem automatisierten Zentralen Schülerregister dürfen
folgende personenbezogene Daten aller Personen, die ihren
Hauptwohnsitz in Hamburg haben und zwischen der Vollen-
dung des vierten Lebensjahres und der Vollendung des
18. Lebensjahres stehen sowie aller eine der staatlichen
Schulaufsicht in Hamburg unterliegenden Schule besuchen-
den Schülerinnen und Schüler gespeichert werden:

1. Familiennamen, 
2. Vornamen, 
3. frühere Vor- und Familiennamen,
4. Tag und Ort der Geburt, 
5. Sterbetag,
6. Geschlecht,
7. gesetzlichen Vertreter: Vor- und Familiennamen, Doktor-

grad, Tag der Geburt, Geschlecht, gegenwärtige Anschrift,
Auskunftssperren, 

8. Staatsangehörigkeiten,
9. gegenwärtige Anschrift, 

10. Auskunftssperren, 
11. Telefonverbindungen,
12. frühere Anschriften,
13. Angaben zu den Sorgeberechtigten und Erziehungsbe-

rechtigten,
a) bei natürlichen Personen: Familienname, Vorname,

Geburtstag, Geschlecht, Anschrift, Telefonverbindung,
Staatsangehörigkeit, 

b) bei juristischen Personen: Name der Organisation,
Familienname, Vorname, Geschlecht, Anschrift, Tele-
fonnummer des Ansprechpartners der Organisation,

14. Angaben zur Schulpflicht (Beginn, Ende),
15. Angaben zur Vorstellung nach § 42 Absatz 1 HmbSG,
16. Angaben zur Anmeldung und Vorstellung nach § 42

Absätze 2 und 6 HmbSG,
17. Angaben zur Schuleingangsuntersuchung nach § 34

Absatz 5 HmbSG,
18. Angaben zur Stammschule (Name, Anschrift, Zeitpunkt

der Aufnahme),
19. Angaben zu bisher besuchten Schulen (Name, Anschrift,

Zeitpunkt der Aufnahme, Zeitpunkt der Entlassung),
20. Angaben zur Sprachfördermaßnahme (Beginn, Ende,

Name und Anschrift der Schule),
21. Angabe, ob eine anhaltende Schulpflichtverletzung vor-

liegt,
22. Angabe, ob eine anhaltende Verletzung der Pflicht zur

Teilnahme an einer Sprachfördermaßnahme vorliegt.

§ 8
Datenverarbeitung durch die Schulen

und die zuständige Behörde

(1) Das Zentrale Schülerregister besteht aus einem automa-
tisiert geführten einheitlichen Bestand von Daten. Es wird mit
Hilfe von Ordnungsmerkmalen geführt. Diese dürfen keine
personenbezogenen Daten enthalten. 

(2) Die personenbezogenen Daten des Zentralen Schüler-
registers werden von den Schulen, die der staatlichen
Schulaufsicht unterliegen und der zuständigen Behörde,
einschließlich der für die Untersuchungen nach § 34 HmbSG
zuständigen Behörde, nach Maßgabe dieser Verordnung und
sonstiger Rechtsvorschriften verarbeitet. Dabei ist die Daten-
verarbeitung der Schulen auf die Daten der Personen begrenzt,
die ihre Schule besuchen, besucht haben, besuchen wollen
oder sollen.

(3) Den Schulen, die der staatlichen Schulaufsicht unterlie-
gen und der zuständigen Behörde sind Zugriffe auf den ein-
heitlichen Datenbestand gestattet, um diesen zu berichtigen,
zu ergänzen und Löschungen vorzunehmen, wenn durch
Erklärung der Schülerin oder des Schülers oder eines Sorgebe-
rechtigten oder Erziehungsberechtigten oder durch Mitteilung
einer anderen Behörde oder Schule bekannt wird, dass sich die
in § 7 genannten personenbezogenen Daten geändert haben. 

(4) Die Schulen und die zuständige Behörde sind zur
Berichtigung und Ergänzung verpflichtet, wenn sie feststellen,
dass gespeicherte Daten unrichtig oder unvollständig sind. Die
gespeicherten Daten eines Kindes, einer oder eines Jugend-
lichen oder einer Schülerin oder eines Schülers werden zwei
Jahre nach Wegfall der Voraussetzungen für die Aufnahme in
das Zentrale Schülerregister gemäß § 7 gelöscht. 
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(5) Die Schulen und die zuständige Behörde sind jeweils für
die von ihnen verarbeiteten Daten verantwortlich. Die zustän-
dige Behörde trägt für das Zentrale Schülerregister die daten-
schutzrechtliche Gesamtverantwortung gegenüber den Betrof-
fenen. Sie hat die dazu erforderlichen technischen und organi-
satorischen Maßnahmen gemäß § 8 HmbDSG zu gewähr-
leisten. 

§ 9

Datenübermittlung an andere Behörden
oder sonstige öffentliche Stellen

Die zuständige Behörde darf einer anderen Behörde oder
sonstigen öffentlichen Stelle der Freien und Hansestadt Ham-
burg die in § 7 genannten personenbezogene Daten aus dem
Zentralen Schülerregister übermitteln, wenn dies zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben oder zur Erfüllung der Aufgaben des
Empfängers erforderlich ist. Die übermittelten Daten dürfen
von der anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle
nur zu den Zwecken verarbeitet werden, zu denen sie übermit-
telt wurden. Soweit eine Auskunftssperre gemäß § 34 Absatz 5
des Hamburgischen Meldegesetzes (HmbMG) in der Fassung
vom 3. September 1996 (HmbGVBl. S. 231), zuletzt geändert
am 28. Dezember 2004 (HmbGVBl. S. 527), vorliegt oder die
Melderegisterauskunft nach § 34 Absatz 6 HmbMG unzulässig
ist, ist diese von der übernehmenden Stelle zu beachten. Über-
mittlungen sind aktenkundig zu machen.

§ 10

Automatisierter Abruf durch andere Behörden

(1) Durch automatisierten Abruf aus dem Zentralen Schül-
erregister dürfen zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit
liegenden Aufgaben nachstehende personenbezogene Daten
übermittelt werden:

1. den Polizeivollzugsdienststellen:

a) Familiennamen,

b) Vornamen,

c) frühere Vor- und Familiennamen,

d) Tag und Ort der Geburt,

e) Geschlecht,

f) Staatsangehörigkeit,

g) gegenwärtige Anschriften,

h) Telefonverbindungen,

i) Angaben zu den Sorgeberechtigten (Namen, Anschrift,
Telefonverbindung),

j) Angaben zur Stammschule (Name, Anschrift),

k) Angabe, ob eine andauernde Schulpflichtverletzung vor-
liegt,

2. den Jugendämtern der Bezirke und der zuständigen Dienst-
stelle in der Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und
Verbraucherschutz:

a) Familiennamen, 

b) Vornamen,

c) Tag und Ort der Geburt,

d) gegenwärtige Anschriften,

e) Angaben zu den Sorgeberechtigten (Namen, Anschrif-
ten, Telefonverbindung),

f) Angaben zur Stammschule (Name, Anschrift),

g) Angabe, ob eine andauernde Schulpflichtverletzung vor-
liegt,

3. den Gesundheitsämtern der Bezirke:

a) Familiennamen,

b) Vornamen,

c) Tag und Ort der Geburt,

d) gegenwärtige Anschriften,

e) Angaben zu den Sorgeberechtigten (Namen, Anschrift,
Telefonverbindung),

f) Angaben zur Stammschule (Name, Anschrift).

Der Abruf darf nur unter Verwendung von Vor- und Familien-
namen, des Tages der Geburt sowie von Anschriften erfolgen.
Eine Datenübermittlung findet in den Fällen des Satzes 1
Nummer 1 auch bei Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 34
Absatz 5 HmbMG statt; diese ist von der übernehmenden
Behörde zu beachten.

(2) Durch technische oder organisatorische Maßnahmen ist
sicherzustellen, dass Abrufe nur durch Berechtigte erfolgen.
Die Abrufe sind zu protokollieren und mit allen Daten sowie
der Kennung des zum Abruf zugelassenen Datenendgerätes,
der Dienstnummer des abrufenden Bediensteten, des Zeit-
punktes des Datenabrufs und der beim Abruf verwandten
Merkmale sowie dem Aktenzeichen der abrufenden Dienst-
stelle sechs Monate zu speichern. Diese Daten dürfen nur zur
Kontrolle der Zulässigkeit der Abrufe genutzt werden und
sind der oder dem Hamburgischen Datenschutzbeauftragten
auf Verlangen zugänglich zu machen.

Teil 3

Schlussbestimmungen

§ 11 

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2006 in Kraft. Zum
selben Zeitpunkt tritt die Schul-Datenschutzverordnung vom
1. Juli 1997 (HmbGVBl. S. 330) außer Kraft.

Hamburg, den 20. Juni 2006.

Die Behörde für Bildung und Sport
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Eimsbüttel 34 für das Gebiet
Scheideweg, Bismarckstraße, Goebenstraße, Tresckowstraße
(Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 308) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt: 

Scheideweg – Südost- und Südwestgrenzen der Flurstücke
1032 und 1561 der Gemarkung Eimsbüttel – Goebenstraße
– Nordwestgrenze des Flurstücks 1561, Südwest- und
Nordwestgrenzen der Flurstücke 4362 und 4762 der
Gemarkung Eimsbüttel.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden. 

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Im allgemeinen Wohngebiet werden Ausnahmen für
Gartenbaubetriebe und Tankstellen nach § 4 Absatz 3 der
Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar
1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993
(BGBl. I S. 466, 479), ausgeschlossen.

2. Die festgesetzte Grundfläche im reinen Wohngebiet von
3.590 m2 darf für Anlagen nach § 19 Absatz 4 Satz 1 der
Baunutzungsverordnung um bis zu 3.120 m2 überschritten
werden.

3. Die festgesetzte Grundfläche im allgemeinen Wohngebiet
von 2.030 m2 darf für Anlagen nach § 19 Absatz 4 Satz 1 der
Baunutzungsverordnung um bis zu 770 m2 überschritten
werden. Darüber hinaus darf die festgesetzte Grundfläche
für Stellplätze für gewerbliche Nutzungen um weitere 
170 m2 überschritten werden.

4. Auf den mit „(A)“ bezeichneten überbaubaren Flächen
sind oberhalb des fünften Vollgeschosses und auf den mit
„(B)“ bezeichneten überbaubaren Flächen oberhalb des
vierten Vollgeschosses Staffelgeschosse unzulässig. Für die
obersten Wohnungen ist auch oberhalb der als Höchstmaß
festgesetzten Zahl der Vollgeschosse jeweils ein Dachaus-
stieg mit einer Grundfläche von höchstens 13 m2 zulässig.
Zur Einhausung der Dachausstiege dürfen die festgesetz-
ten Gebäudehöhen bis zu 2,5 m überschritten werden.

5. Entlang des Scheidewegs ist eine Überschreitung der Bau-
linien durch eine Zugangstreppe je Eingang zu den Erdge-
schosswohnungen um bis zu 4 m auf einer Breite von
jeweils höchstens 1,5 m zulässig. Außerdem ist eine Über-
schreitung der Baulinien durch vier Erker bis zu 2 m auf
einer Breite von insgesamt höchstens 30 vom Hundert der
gesamten Fassadenlänge zulässig; die Erker dürfen eine
Höhe von 18,5 m über Normalnull nicht überschreiten.
Außerhalb der überbaubaren Flächen ist ein Aufzug für

Verordnung
über den Bebauungsplan Eimsbüttel 34

Vom 21. Juni 2006

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
21. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271),
zuletzt geändert am 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525),
§ 81 Absatz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am
11. April 2006 (HmbGVBl. S. 166), § 6 Absätze 4 und 5 des
Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom
7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am
20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146), sowie § 1 Absatz 2, § 3
Absatz 2 und § 4 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom
28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134), geändert am 1. Februar 2005
(HmbGVBl. S. 21), wird verordnet:
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die Tiefgarage mit Seitenlängen von jeweils höchstens 3 m
zulässig.

6. Im Blockinnenbereich ist eine Überschreitung der Bau-
grenzen durch Balkone bis zu 2 m zulässig. In den privaten
Erschließungshöfen ist eine Überschreitung der Baugren-
zen durch Zugangstreppen zu den Erdgeschosswohnun-
gen um bis zu 1,5 m zulässig. Je Erschließungshof sind zwei
offene Brücken zwischen den Terrassenhäusern in der
Höhe des dritten Vollgeschosses mit einer Breite von bis zu
2 m zulässig.

7. Auf der mit „(C)“ bezeichneten überbaubaren Fläche darf
die nordwestliche Baugrenze für eine Fluchttreppe um bis
zu 2 m überschritten werden. Alternativ darf auf der mit
„(F)“ bezeichneten überbaubaren Fläche die südöstliche
Baugrenze für eine Fluchttreppe um bis zu 2 m über-
schritten werden.

8. Terrassen sind außerhalb der Baugrenzen zulässig.
9. Stellplätze sind nur in Tiefgaragen zulässig. Ausnahms-

weise können auf der mit „(D)“ bezeichneten Fläche Stell-
plätze für gewerbliche Nutzungen zugelassen werden.
Solche Stellplätze sind durch die Anpflanzung von dicht
wachsenden standortgerechten, einheimischen Laub-
gehölzen in einer Breite von einem Meter zur östlich
benachbarten Wohnbebauung einzugrünen.

10. Außerhalb der überbaubaren Flächen sind aus dem
Erdreich herausragende Tiefgaragen einschließlich ihrer
Zufahrten und Zugänge und deren Überdachungen sowie
aus dem Erdreich herausragende Keller zulässig. Zum
Ausgleich von Höhenunterschieden im Gelände sind
Treppen, Rampen und Podeste außerhalb der Baugrenzen
zulässig.

11. Tiefgaragen sind mit einem mindestens 50 cm starken
durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu
begrünen. Hiervon ausgenommen sind erforderliche
Flächen für Wege, Terrassen, Freitreppen und Klein-
kinderspielplätze. Soweit Bäume angepflanzt werden,
muss auf einer Fläche von 6 m2 je Baum die Schichtstärke
des durchwurzelbaren Substrataufbaus mindestens 80 cm
betragen.

12. Bei Abgang der zu pflanzenden und zu erhaltenden
Gehölze sind Ersatzpflanzungen so vorzunehmen, dass der
Charakter und Umfang der Gehölzpflanzungen erhalten
bleibt.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 21. Juni 2006.

Das Bezirksamt Eimsbüttel
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Blankenese 35/Sülldorf 20 für den
Geltungsbereich zwischen Blankeneser- und Rissener Land-
straße und Anne-Frank-Straße, sowie Waldpark Marienhöhe
(Bezirk Altona, Ortsteile 223 und 225) wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: 

Blankeneser Landstraße – Rissener Landstraße – Nord-
westgrenzen der Flurstücke 3634, 3635 und 3636, Nordost-
grenzen der Flurstücke 3636 und 3637, Nordgrenze des
Flurstücks 5016 der Gemarkung Dockenhuden – Sülldorfer
Mühlenweg – Nordgrenzen der Flurstücke 3447 und 323
bis 327 der Gemarkung Dockenhuden, Nord- und
Ostgrenze des Flurstücks 866 der Gemarkung Sülldorf,
Ostgrenze des Flurstücks 328, über das Flurstück 299
(Marienhöhe), Nordgrenzen der Flurstücke 331 bis 333 der
Gemarkung Dockenhuden, Nordwestgrenze und Nordost-
grenze des Flurstücks 1909 der Gemarkung Sülldorf, Nord-
grenzen der Flurstücke 4362, 3818, 335, 3866, 343, 3789 und
346, Ostgrenze des Flurstücks 346 der Gemarkung Docken-
huden – Anna-Hollmann-Weg – Anne-Frank-Straße – Ost-
grenze des Flurstücks 206 der Gemarkung Dockenhuden.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den § 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1

bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind. 

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften: 

1. In den nach § 172 des Baugesetzbuchs als „Erhaltungsbe-
reiche“ bezeichneten Gebieten bedürfen zur Erhaltung der
städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund seiner
städtebaulichen Gestalt der Rückbau, die Änderung, die
Nutzungsänderung oder die Errichtung baulicher Anlagen
einer Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach den
bauordnungsrechtlichen Vorschriften eine Genehmigung
nicht erforderlich ist. Die Genehmigung zum Rückbau,
zur Änderung oder zur Nutzungsänderung darf nur ver-
sagt werden, wenn die bauliche Anlage allein oder im
Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Orts-
bild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder
sonst von städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher
oder künstlerischer Bedeutung ist. Die Genehmigung zur
Errichtung der baulichen Anlage darf nur versagt werden,
wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets durch die
beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

Verordnung
über den Bebauungsplan Blankenese 35/Sülldorf 20

Vom 23. Juni 2006

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetz in der Fassung vom 30. No-
vember 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525), § 81 Absatz 1 Nummer
2 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am 11. April 2006
(HmbGVBl. S. 166), § 9 Absatz 4 des Hamburgischen Abwas-
sergesetzes in der Fassung vom 24. Juli 2001 (HmbGVBl.
S. 258, 280), zuletzt geändert am 17. Dezember 2002
(HmbGVBl. S. 347, 352), § 6 Absätze 4 und 5 des Hambur-
gischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August
2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 20. April 2005
(HmbGVBl. S. 146), sowie § 1 Absatz 2, § 2 Satz 1 Nummer 2,
§ 3 Absatz 2, § 4 und § 5 Buchstabe c der Weiterübertragungs-
verordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134), geän-
dert am 1. Februar 2005 (HmbGVBl. S. 21), wird verordnet:
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2. Bei Neubildung von Grundstücken zum Zwecke der
Bebauung wird eine Mindestgrundstücksgröße von 700 m²
festgesetzt.

3. Im reinen Wohngebiet ist die Oberkante des Erdgeschoss-
fußbodens im Mittel höchstens bis zu 0,8 m über gewach-
senem Gelände herzustellen. Abgrabungen entlang der
Kellerwände sind unzulässig.

4. Entlang der Blankeneser- und Rissener Landstraße sind
durch geeignete Grundrissgestaltung die Wohn- und
Schlafräume den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzu-
ordnen. Soweit die Anordnung von Wohn- und Schlafräu-
men an den lärmabgewandten Gebäudeseiten nicht mög-
lich ist, muss für diese Räume ein ausreichender Lärm-
schutz durch bauliche Maßnahmen an Außentüren,
Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude
geschaffen werden.

5. Für die Außenwände der Wohngebäude sind rote Ziegel-
steine oder Putz und Fassadenverkleidungen in hellen
Farbtönen zu verwenden.

6. Im reinen Wohngebiet werden Ausnahmen nach § 3
Absatz 3 Nummer 1 der Baunutzungsverordnung in der
Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geän-
dert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), ausgeschlos-
sen.

7. Zur Erschließung rückwärtiger Grundstücksteile sind
gemeinsame Grundstückszufahrten herzustellen.

8. Auf den privaten Grundstücksflächen sind offene Stell-
platzflächen in wasserundurchlässigem Aufbau, Geh- und
Fahrwege in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzu-
stellen.

9. Für je 150 m² der nicht überbaubaren Grundstücksfläche
ist mindestens ein kleinkroniger Baum oder für je 300 m²
der nicht überbaubaren Grundstücksfläche mindestens ein
großkroniger Baum zu pflanzen und zu erhalten.

10. Für festgesetzte Baum- und Heckenpflanzungen sind
standortgerechte einheimische Laubgehölze zu verwen-
den. Großkronige Bäume müssen einen Stammumfang
von mindestens 18 cm, kleinkronige Bäume einen Stamm-
umfang von mindestens 14 cm, jeweils in 1 m Höhe über
dem Erdboden gemessen, aufweisen.

11. Für die zu erhaltenden Bäume und Hecken sind bei
Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Außerhalb von
öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Geländeauf-
höhungen oder Abgrabungen im Kronenbereich festge-
setzter Bäume unzulässig.

12. Notwendige Durchbrechungen der festgesetzten Hecken
für Zuwegungen und Zufahrten sind zulässig.

13. Fensterlose Fassaden, Garagen sowie die Stützen von Car-
ports sind mit Schling- oder Kletterpflanzen zu begrünen;
je 2 m Wandlänge ist mindestens eine Pflanze zu verwen-
den.

14. Dächer von Garagen und Carports mit einer Dachneigung
von weniger als 15 Grad sind mit einem mindestens 8 cm
starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen
und zu begrünen.

15. Bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauer-
haften Absenkung des vegetationsverfügbaren Grundwas-
serspiegels beziehungsweise zu Staunässe führen, sind
unzulässig.

16. Das auf den privaten Grundstücksflächen anfallende Nie-
derschlagswasser ist auf den Grundstücken über belebte
Bodenzonen zu versickern, soweit das Niederschlagswas-
ser nicht über eine Regenwassernutzungsanlage dem
Brauchwasserkreislauf zugeführt wird.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 23. Juni 2006.

Das Bezirksamt Altona
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Neuengamme 9 für den Geltungs-
bereich Neuengammer Hausdeich Mitte/Ost (Bezirk Berge-
dorf, Ortsteil 606) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Dove-Elbe – Südgrenze des Flurstücks 3967 der Gemar-
kung Neuengamme – Neuengammer Hausdeich – Süd-
grenze des Flurstücks 3978, Ostgrenze des Flurstücks 3979,
Südgrenzen der Flurstücke 3979, 3899, 3900 und 2148,
Westgrenze des Flurstücks 2148, Süd- und Westgrenze des
Flurstücks 3937, Südgrenzen der Flurstücke 3950, 249,
4512, 3955 und 3923, Süd- und Westgrenze des Flurstücks
1142, Westgrenze des Flurstücks 3926 der Gemarkung Neu-
engamme – Neuengammer Hausdeich – Nordgrenzen der
Flurstücke 4452 und 3920 der Gemarkung Neuengamme.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften

über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In den nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs als „Erhaltungsbereiche“ bezeichneten Gebie-
ten bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart
des Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die
Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bauli-
chen Anlagen das Ortsbild oder das Landschaftsbild prägt
oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschicht-
licher oder künstlerischer Bedeutung ist. Die Genehmi-
gung zur Errichtung der baulichen Anlage darf nur versagt
werden, wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets durch
die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

2. In den mit „(b)“ bezeichneten Dorfgebieten sind außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen bauliche Anla-
gen, die der landwirtschaftlichen Erzeugung, der landwirt-
schaftlichen und gartenbaulichen Verarbeitung oder dem
Vertrieb landwirtschaftlicher Produkte dienen, wie zum
Beispiel Gewächshäuser, Stallgebäude, Maschinenhallen
mit einer Grundflächenzahl bis zu 0,6 zulässig. 

3. Auf den mit „(c)“ bezeichneten Dorfgebieten sind nur
Nebenanlagen für Wohnnutzungen bis zu einer Grund-
flächenzahl von 0,1, sowie bauliche Anlagen, die Garten-
baubetrieben oder Gewerbebetrieben dienen, wie zum
Beispiel Lagerhallen, Werkstattgebäude, Maschinenhallen

Verordnung
über den Bebauungsplan Neuengamme 9

Vom 23. Juni 2006

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525), § 81 Absatz 1 Num-
mer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember
2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am 11. April 2006
(HmbGVBl. S. 166), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen
Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7. August 2001
(HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 20. April 2005
(HmbGVBl. S. 146), sowie § 1 Absatz 2, § 2 Satz 1 Nummer 2,
§ 3 Absatz 2 und § 4 der Weiterübertragungsverordnung-Bau
vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134), geändert am 1. Februar
2005 (HmbGVBl. S. 21), wird verordnet:
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und Stellplatzanlagen bis zu einer Grundflächenzahl von
0,6 zulässig. 

4. Auf den Flächen für die Landwirtschaft sind bauliche
Anlagen innerhalb der Baugrenzen nur zulässig, wenn sie
der landwirtschaftlichen Erzeugung, der landwirtschaft-
lichen Verarbeitung oder dem Vertrieb landwirtschaft-
licher Produkte dienen, wie zum Beispiel Gewächshäuser,
Stallgebäude, Maschinenhallen. Befestigte landwirtschaft-
liche Wege sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.

5. Die Oberkanten der Erdgeschossfußböden von Gebäuden
dürfen nicht höher als 0,4 m über den an die jeweiligen
Baugrundstücke angrenzenden Straßenverkehrsflächen
liegen. Geländeaufhöhungen sind nur zulässig für 
a) zur Erschließung notwendige Rampen oder 
b) bis zur Oberkante der für die Erschließung erforder-

lichen öffentlichen Straßenverkehrsfläche, sofern der
Abstand zwischen Hauptgebäude und Straßenver-
kehrsfläche weniger als 6 m beträgt. 

Auf Flächen im Außendeichsbereich, die tiefer als 2 m
über Normalnull (NN) liegen, sind für Wohngebäude die
Erdgeschossfußbodenoberkanten in einer Höhe von 2 m
über NN auszuführen. 

6. In den Dorfgebieten darf die Gebäudehöhe von ein-
geschossigen Gebäuden 9 m über vorhandenem oder auf-
gehöhtem Gelände nicht überschreiten. 

7. Im Dorfgebiet sind Dächer von Wohngebäuden und
Zwerchhäusern als Sattel- oder Krüppelwalmdächer mit
beiderseits gleicher Neigung zwischen 40 Grad und 50
Grad auszuführen. Balkone, Dachaufbauten und -ein-
schnitte (zum Beispiel Loggien) dürfen insgesamt eine
Länge haben, die höchstens ein Drittel der Länge ihrer
zugehörigen Gebäudeseite entspricht. Es sind nur rote,
braune, graue und schwarze Dacheindeckungen in nicht
glänzender Ausführung, Reetdächer und begrünte Dächer
zulässig.

8. Die Außenwände von baulichen Anlagen sind in rotem bis
rotbraunem Ziegelmauerwerk auszuführen; für Nebenge-
bäude und für untergeordnete Teile von Außenwänden von
Wohngebäuden ist Putz oder Holzverblendung zulässig.
Dies gilt nicht für bauliche Anlagen, die ausschließlich der
landwirtschaftlichen Produktion dienen (zum Beispiel
Stallgebäude, Maschinenhallen, Gewächshäuser).

9. Auf den privaten Grünflächen – Gärten – sind notwendige
Zuwegungen beziehungsweise Zufahrten für die Dorfge-
biete in einer Breite bis zu 3 m sowie nicht überdachte
Stellplätze bis 25 m² je Grundstück zulässig. Die Zuwegun-

gen beziehungsweise Zufahrten für landwirtschaftlich
und gewerblich genutzte Grundstücke können als Aus-
nahme in einer Breite bis 4,25 m zugelassen werden. 

10. Auf den Grundstücksflächen, die ausschließlich dem
Wohnen dienen, sind Fahr- und Gehwege sowie Stell-
plätze in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzu-
stellen. 

11. Außenwände von Gebäuden mit Ausnahme von Wohnge-
bäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt,
sowie fensterlose Fassaden sind mit Sträuchern oder
Schling- und Kletterpflanzen einzugrünen; je 2 m Wand-
länge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden. 

12. Pro Wohngebäude ist mindestens ein kleinkroniger,
standortgerechter, einheimischer Laubbaum oder ein
hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen und zu erhalten. 

13. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen mit gleichartigen Bäumen vorzunehmen.

14. Auf den Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und Landschaft gilt:

14.1 Der mit „ “ bezeichnete Uferstreifen ist naturnah zu
entwickeln. Zulässig sind einheimische, standortge-
rechte Stauden, Sträucher und Gehölze sowie extensive
Grünlandnutzung beziehungsweise Mähwiese.

14.2 Die mit „ “ bezeichnete Fläche ist mit Obstbaumhoch-
stämmen zu bepflanzen. Vorhandene Obstbäume sind zu
erhalten. Je 100 m² ist ein hochstämmiger Obstbaum zu
pflanzen und fachgerecht zu pflegen. Die Fläche ist stan-
dortgerecht als Wiese zu begrünen. Ein Pflegeumbruch
ist unzulässig. Die Fläche darf nicht gedüngt werden. Für
die zu erhaltenden oder anzupflanzenden Bäume sind bei
Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 

15. Eine Überschreitung der Baugrenzen durch Balkone,
Loggien, Terrassen, Wintergärten und Sichtschutzwände
kann bis zu 2,5 m, durch Erker und Treppenhausvorbau-
ten bis zu 1,5 m zugelassen werden.

16. Das anfallende Oberflächenwasser ist den Sielgräben des
Ent- und Bewässerungsverbands der Marsch- und Vier-
lande beziehungsweise über offene Entwässerungsgräben
der Dove-Elbe zuzuführen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

U

O

Hamburg, den 23. Juni 2006.

Das Bezirksamt Bergedorf
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